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Merkblatt 
 
zu § 36 HBeamtVG 
 
(Dienstunfall) 
 
 
(1) Dienstunfall ist ein auf äußerer Einwirkung beru-
hendes, plötzliches, örtlich und zeitlich bestimmba-
res, einen Körperschaden verursachendes Ereignis, 
das in Ausübung oder infolge des Dienstes einge-
treten ist. Zum Dienst gehören auch 
 
1. Dienstreisen und die dienstliche Tätigkeit am 

Bestimmungsort, 
 
2. die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen 

und 
 
3. Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst oder in 

dem ihm gleichstehenden Dienst, zu deren Über-
nahme die Beamtin oder der Beamte nach § 72 
des Hessischen Beamtengesetzes verpflichtet 
ist, oder Nebentätigkeiten, deren Wahrnehmung 
im Zusammenhang mit den Dienstgeschäften 
erwartet wird, sofern die Beamtin oder der Beam-
te hierbei nicht in der gesetzlichen Unfallversi-
cherung nach § 2 des Siebten Buches Sozialge-
setzbuch vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1254), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Dezember 
2012 (BGBl. I S. 2447), in der jeweils geltenden 
Fassung versichert ist. 

 
(2) Als Dienst gilt auch das Zurücklegen des mit 
dem Dienst zusammenhängenden Weges zur und 
von der Dienststelle. Hat die Beamtin oder der Be-
amte wegen der Entfernung der ständigen Famili-
enwohnung vom Dienstort an diesem oder in des-
sen Nähe eine Unterkunft, so gilt Satz 1 auch für 
den Weg von und zur Familienwohnung. Der Zu-
sammenhang mit dem Dienst gilt als nicht unterbro-
chen, wenn die Beamtin oder der Beamte von dem 
unmittelbaren Weg zwischen der Wohnung und der 
Dienststelle in vertretbarem Umfang abweicht, weil 
 
1. ihr oder sein Kind im Sinne des § 32 Abs. 1 des 

Einkommensteuergesetzes in der Fassung vom 
8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 8. Mai 2012 (BGBl. I 
S. 1030), in der jeweils geltenden Fassung, das 
mit ihr oder ihm in einem Haushalt lebt, wegen ih-
rer oder seiner beruflichen Tätigkeit oder der be-
ruflichen Tätigkeit beider Eheleute fremder Obhut 
anvertraut wird oder 

 
2. sie oder er mit anderen berufstätigen oder in der 

gesetzlichen Unfallversicherung versicherten 
Personen gemeinsam ein Fahrzeug für den Weg 
zur und von der Dienststelle benutzt. 

 
Ein Unfall, den die oder der Verletzte bei Durchfüh-
rung des Heilverfahrens nach § 39 oder auf einem 
hierzu notwendigen Weg erleidet, gilt als Folge 
eines Dienstunfalls. 

 
 
 
 
(3) Erkrankt eine Beamtin oder ein Beamter, die 
oder der nach der Art der dienstlichen Verrichtung 
der Gefahr der Erkrankung an bestimmten Krank-
heiten besonders ausgesetzt ist, an einer solchen 
Krankheit, so gilt dies als Dienstunfall, es sei denn, 
dass die Beamtin oder der Beamte sich die Krank-
heit außerhalb des Dienstes zugezogen hat. Die 
Erkrankung an einer solchen Krankheit gilt jedoch 
stets als Dienstunfall, wenn sie durch gesundheits-
schädigende Verhältnisse verursacht worden ist, 
denen die Beamtin oder der Beamte am Ort ihres 
oder seines dienstlich angeordneten Aufenthalts im 
Ausland besonders ausgesetzt war. Die in Betracht 
kommenden Krankheiten bestimmen sich nach der 
Anlage 1 der Berufskrankheiten-Verordnung vom 
31. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2623), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 11. Juni 2009 (BGBl. I 
S. 1273), in der jeweils geltenden Fassung. Die 
Landesregierung wird ermächtigt, in einer Rechts-
verordnung abweichende Regelungen zu treffen. 
 
(4) Dem durch Dienstunfall verursachten Körper-
schaden ist ein Körperschaden gleichzusetzen, den 
eine Beamtin oder ein Beamter außerhalb des 
Dienstes erleidet, wenn sie oder er im Hinblick auf 
das pflichtgemäße dienstliche Verhalten oder we-
gen der Eigenschaft als Beamtin oder Beamter 
angegriffen wird. Gleiches gilt für einen Körper-
schaden, den eine Beamtin oder ein Beamter im 
Ausland erleidet, wenn sie oder er bei Kriegshand-
lungen, Aufruhr oder Unruhen, denen sie oder er 
am Ort des dienstlich angeordneten Aufenthaltes im 
Ausland besonders ausgesetzt war, angegriffen 
wird. 
 
(5) Unfallfürsorge wie bei einem Dienstunfall kann 
auch gewährt werden, wenn eine Beamtin oder ein 
Beamter, die oder der zur Wahrnehmung einer 
Tätigkeit, die öffentlichen Belangen oder dienstli-
chen Interessen dient, beurlaubt worden ist und in 
Ausübung oder infolge dieser Tätigkeit einen Kör-
perschaden erleidet. 
 
 

§ 37 HBeamtVG – Meldung und Un-
tersuchungsverfahren 
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(1) Unfälle, aus denen Unfallfürsorgeansprüche 
nach diesem Gesetz entstehen können, sind inner-
halb einer Ausschlussfrist von einem Jahr nach dem 
Eintritt des Unfalls bei der oder dem Dienstvorge-
setzten der oder des Verletzten zu melden. § 38 
Satz 2 bleibt unberührt. Die Frist nach Satz 1 gilt 
auch dann als gewahrt, wenn der Unfall bei einer 
Polizeidienststelle gemeldet worden ist. 
  



Merkblatt zum Dienstunfall 
 

(2) Nach Ablauf der Ausschlussfrist wird Unfallfür-
sorge nur gewährt, wenn seit dem Unfall noch nicht 
zehn Jahre vergangen sind und gleichzeitig glaub-
haft gemacht wird, dass mit der Möglichkeit einer 
den Anspruch auf Unfallfürsorge begründenden 
Folge des Unfalls nicht habe gerechnet werden 
können oder dass Berechtigte durch außerhalb des 
Willens liegende Umstände gehindert worden sind, 
den Unfall zu melden. Die Meldung muss, nachdem 
mit der Möglichkeit einer den Anspruch auf Unfall-
fürsorge begründenden Folge des Unfalls gerechnet 
werden konnte oder das Hindernis für die Meldung 
weggefallen ist, innerhalb von drei Monaten erfol-
gen. Die Unfallfürsorge wird in diesen Fällen vom 
Tag der Meldung an gewährt; zur Vermeidung von 
Härten kann sie auch von einem früheren Zeitpunkt 
an gewährt werden. 
 
(3) Die oder der Dienstvorgesetzte hat jeden Unfall, 
der gemeldet oder von Amts wegen bekannt wird, 
sofort zu untersuchen. Die oberste Dienstbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob 
ein Dienstunfall vorliegt und ob die oder der Verletz-
te den Unfall vorsätzlich herbeigeführt hat. Die Ent-
scheidung ist der oder dem Verletzten oder den 
Hinterbliebenen schriftlich bekanntzugeben. 
 
(4) Unfallfürsorge nach § 35 Abs. 2 Satz 1 wird nur 
gewährt, wenn der Unfall der Beamtin innerhalb der 
Fristen nach den Abs. 1 und 2 gemeldet und als 
Dienstunfall anerkannt worden ist. Der Anspruch auf 
Unfallfürsorge nach § 35 Abs. 2 Satz 3 ist innerhalb 
eines Jahres vom Tag der Geburt an von den Sor-
geberechtigten geltend zu machen. Abs. 2 gilt mit 
der Maßgabe, dass die Zehnjahresfrist am Tag der 
Geburt zu laufen beginnt. Der Antrag muss, nach-
dem mit der Möglichkeit einer Schädigung durch 
einen Dienstunfall der Mutter während der Schwan-
gerschaft gerechnet werden konnte oder das Hin-
dernis für den Antrag weggefallen ist, innerhalb von 
drei Monaten gestellt werden. 
 
 

Hinweis 

Dieses Merkblatt soll einen allgemeinen Überblick 
über die geltende Rechtslage bieten. Rechtsan-
sprüche können daraus nicht abgeleitet werden. 
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